
 

S e i t e  1 | 1 

DIE LINKE. im Rat der Stadt Bochum, 44777 Bochum 

 
Presseinformation, 21.02.2017 

Wohnungsmarktbericht: Kommunaler Wohnungsbau 
statt Geldgeschenke für Private! 
Wenn die Bochumer Politik nicht grundsätzlich umsteuert, dann wird sich die 
Situation auf dem Wohnungsmarkt weiter verschlechtern – insbesondere für 
Menschen mit geringem Einkommen. Das ist nach Ansicht der Linksfraktion die 
zentrale Botschaft des „Wohnungsmarktberichts 2016“, den die Stadt am Mitt-
woch offiziell vorstellt. 

Die Zahlen des Berichts sind besorgniserregend: Trotz einer Inflationsrate von nur 0,3 
Prozent im Jahr 2015 sind die Preise für Mietangebote in Bochum in dem Jahr um 3,4 
Prozent gestiegen. Rund die Hälfte der 192.000 Bochumer Haushalte haben An-
spruch auf einen Wohnberechtigungsschein für Sozialwohnungen. Der Bestand an 
Sozialwohnungen ist jedoch auf nur noch rund 13.000 Wohnungen geschrumpft, 
Tendenz sinkend. 

„Als Gegenmaßnahme fordern wir, dass die Stadt selbst Wohnungen baut, anstatt 
weiter städtische Baugrundstücke zu privatisieren“, sagt der Vorsitzende der Links-
fraktion Ralf-D. Lange. „Aktuell ist es Politik der rot-grünen Rathauskoalition, dass 
Investoren städtische Grundstücke vergünstigt kaufen können, wenn sie dort mit öf-
fentlichen Fördermitteln Sozialwohnungen bauen. Das Problem: Sind die Kredite ab-
bezahlt, fallen die Wohnungen aus der Mietpreisbindung, und sind keine Sozialwoh-
nungen mehr. Die Mieten steigen. Wenn die Stadt selbst baut, anstatt das Geld an 
Investoren zu verschenken, kann sie selbst für dauerhaft niedrige Mieten sorgen.“ 

Außerdem macht der Bericht deutlich: Die Erschließung von Leerständen in unserer 
Stadt ist ins Stocken geraten – obwohl nach wie vor Tausende in Bochum eine Woh-
nung suchen. „Neben kommunalem Wohnungsbau brauchen wir ein städtisches Pro-
gramm zum Aufkauf und zur Sanierung von Leerständen, auch zum Umbau von leer-
stehenden Büroflächen zu Wohnungen“, sagt Ralf-D. Lange weiter. „SPD und Grüne 
müssen außerdem ihre Blockadehaltung in Sachen Wohnraum-Zweckentfremdungs-
satzung aufgeben. Eine solche Satzung ist wichtig, damit sich die Stadt einen Über-
blick über die Leerstände verschaffen kann. Nur wer einen Überblick hat, kann sie in 
diesem Bereich überhaupt handlungsfähig werden.“ 
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